Änderung Tierschutzgesetz  

Rundschreiben an die bayerischen SV-Ortsgruppen: 

wie Sie wissen, wurde das Tierschutzgesetz mit Wirkung ab 01.08.2014 im § 11 dahingehend geändert, dass seitdem eine Erlaubnis erforderlich ist, wenn gewerbsmäßig Hunde für Dritte ausgebildet oder Hundehalter zur Ausbildung angeleitet werden. 

Diese Gesetzesänderung hat seitdem nicht nur bei den Ortsgruppen des SV in Bayern, sondern bundesweit für große Unsicherheit bei den Hundevereinen und –verbänden gesorgt, in denen die Ausbildung ehrenamtlich betrieben wird. Dies galt insbesondere für Erziehungskurse für Nichtmitglieder. Grund hierfür ist, dass der Gesetzgeber eine spezielle Rechtsverordnung nicht erlassen hat und demzufolge den zuständigen Behörden vor Ort ein großes Ermessen eingeräumt war. 

Der SV hat nun in seinen Bemühungen zu einer Klarstellung für unsere Ortsgruppen einen ersten, wichtigen Erfolg erzielt. In seinem Schreiben vom 27.02.2015 bestätigt das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz die vom SV vertretene Auffassung und stellt klar: 

• Die verbands- und vereinsinterne Hundeausbildung für Mitglieder ohne Gewinnerzielungsabsicht ist nicht von der Erlaubnispflicht betroffen. 

• Erziehungskurse für Nichtmitglieder sind nur dann erlaubnispflichtig, wenn sie zu den ortsüblichen Tarifen gewerbsmäßiger Hundeschulen angeboten werden. 

Für die SV-Ortsgruppen in Bayern bedeutet dies, dass sie die Ausbildung in der Ortsgruppe wie gewohnt betreiben können, ohne hierfür eine Genehmigung beantragen zu müssen. Ortsgruppen, die darüber hinaus Erziehungskurse für Nichtmitglieder wie z. B. das „Augsburger Modell“ anbieten, benötigen auch dafür keine Genehmigung, so lange die Gebühren für den Kurs deutlich niedriger als die ortsansässiger gewerblicher Hundeschulen sind. 

Ortsgruppen in Bayern, die von den zuständigen Behörden bisher aufgefordert wurden, eine Genehmigung im Sinne der Änderung des § 11 TschG zu beantragen, empfehlen wir, unter Verweis auf das eben erwähnte Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz, Einspruch einzulegen. Eine Kopie dieses Schreibens finden Sie im Dateianhang. 

